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TECHNISCHE UNIVERSITÄT ILMENAU 
 
 

Satzung zum Verfahren der 

Aufhebung von Studiengängen 

an der Technischen Universität Ilmenau 

 

Gemäß § 3 Absatz 1 in Verbindung mit § 35 Absatz 1 Nr. 1 des Thüringer Hochschulge-
setzes (ThürHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Mai 2018 (GVBl. S. 149), 
erlässt die Technische Universität Ilmenau (nachstehend „Universität“ genannt) auf der 
Grundlage der Grundordnung der Universität - in der Fassung der zweiten Änderung 
vom 14. September 2016, veröffentlicht im Thüringer Staatsanzeiger Nr. 43/2016 S. 133 
- folgende Satzung zum Verfahren der Aufhebung von Studiengängen an der Techni-
schen Universität Ilmenau. 

Der Senat der Technischen Universität Ilmenau hat die Satzung am 22. Mai 2018 be-
schlossen. Der Rektor hat sie am 23. Mai 2018 genehmigt.  

 

 

Inhaltsübersicht 

§ 1 Geltungsbereich und Gegenstand  

§ 2 Verfahren zur Aufhebung eines Studiengangs 

§ 3 Rechtsfolgen der Aufhebung eines Studiengangs 

§ 4 Lehrangebot aufgehobener Studiengänge   

§ 5 Studien- und Prüfungsleistungen im Rahmen aufgehobener Studiengänge 

§ 6 Informations- und Übergangsbestimmungen  

§ 7 Inkrafttreten 
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§ 1 Geltungsbereich und Gegenstand  
 
(1) Diese Satzung regelt das Verfahren zur Aufhebung von Studiengängen an der Techni-
schen Universität Ilmenau und die sich daraus ergebenden Rechtsfolgen.  
 
(2) Alle Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten für Frauen und Männer in glei-
cher Weise. 
 
 
§ 2 Verfahren zur Aufhebung eines Studiengangs 
 
(1) Beabsichtigt eine Fakultät die Aufhebung eines Studiengangs, hat sie sich hierzu im 
ersten Vorgehen mit dem Präsidium/Rektorat ins Benehmen zu setzen. Die Fakultät hat 
zu diesem Zweck einen konkret ausformulierten und begründeten Vorschlag zur Aufhe-
bung des Studiengangs dem Präsidium/Rektorat vorzulegen. Für die Herstellung des Be-
nehmens mit dem Präsidium/Rektorat sind insbesondere die Ziel- und Leistungsvereinba-
rung des Ministeriums mit der Universität sowie des Präsidiums/Rektorates mit der Fakul-
tät und die Struktur- und Entwicklungsplanungen der Universität in den jeweils aktuell 
geltenden Fassungen zu berücksichtigen.  
 
(2) Ist das nach Absatz 1 erforderliche Benehmen mit dem Präsidium/Rektorat herge-
stellt, hat der Fakultätsrat einen Antrag zur Aufhebung des Studiengangs an den Senat 
zu richten. Der Antrag soll den in Absatz 1 bezeichneten Vorschlag, die Begründung so-
wie das Ergebnis aus der Herstellung des Benehmens mit dem Präsidium/Rektorat enthal-
ten. Der Antrag an den Senat ist zur Vorbereitung dessen Beschlussfassung gemäß § 14 
Absatz 2 der Grundordnung der Universität dem Studienausschuss zur Behandlung vor-
zulegen. Der Senat fasst seinen Beschluss unter Berücksichtigung der Empfehlung des 
Studienausschusses sowie dem Ergebnis der Herstellung des Benehmens der Fakultät mit 
dem Präsidium/Rektorat.   
 
(3) Hat der Senat beschlossen, den Studiengang aufzuheben, stellt das Präsidi-
um/Rektorat nach Maßgabe des ThürHG den Antrag auf Änderung der Ziel- und Leis-
tungsvereinbarung zwischen dem Ministerium und der Universität.  
 
(4) Der Beschluss über die Aufhebung eines Studiengangs wird mit Inkrafttreten der 
nach Absatz 3 beantragten Änderung der Ziel- und  Leistungsvereinbarung wirksam.  
 
 
§ 3 Rechtsfolgen der Aufhebung eines Studiengangs  
 
(1) Alle zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Aufhebung eines Studiengangs in die-
sen Studiengang immatrikulierten Studierenden haben, bezogen auf den Immatrikulati-
onsjahrgang der letzten Kohorte, bis zum Ablauf des vierten auf das Ende der Regelstu-
dienzeit folgenden Semesters Anspruch auf Durchführung des Lehrbetriebs. Die Durch-
führung der ordnungsgemäßen Prüfungen ist zu gewährleisten bis zum Ablauf der Prü-
fungs- und Wiederholungsfristen nach der Prüfungsordnung – Allgemeine Bestimmun-
gen – für Studiengänge mit dem Abschluss „Bachelor“ und „Master“ beziehungsweise  
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nach den Prüfungsordnungen für Diplomstudiengänge der Universität in der jeweils gel-
tenden Fassung. Das Erbringen von Studienleistungen wird bis zum Ablauf der Fristen 
nach Satz 2 ermöglicht.   
 
(2) Die Immatrikulation für das erste Fachsemester in einen aufgehobenen Studiengang 
ist ausgeschlossen. Über die Immatrikulation in ein höheres Fachsemester entscheidet 
auf Antrag der Prüfungsausschuss im Einzelfall und nach Maßgabe der vorhandenen Ka-
pazität.   
 
 
§ 4 Lehrangebot aufgehobener Studiengänge   
 
(1) In einem nach § 2 aufgehobenen Studiengang ist der Lehrbetrieb mindestens für den 
Zeitraum nach § 3 Absatz 1 Satz 1 sicherzustellen. Die für den Studiengang zuständige 
Fakultät gewährleistet im Zusammenwirken mit den am Studiengang beteiligten Modul-
verantwortlichen die Durchführung der Lehrveranstaltungen und Prüfungen.  
 
(2) Das Lehrangebot der einzelnen Fachsemester kann fortlaufend semesterweise einge-
stellt werden. Werden in anderen Studiengängen der Universität äquivalente Lehrveran-
staltungen angeboten, welche den Studierenden des aufgehobenen Studiengangs er-
möglichen, die für den Abschluss des Studiums erforderlichen Studien- und Prüfungsleis-
tungen zu erbringen, kann das Lehrangebot bereits zu einem früheren Zeitpunkt einge-
stellt werden. Die Studierenden sind vor dem Einstellen von Lehrangeboten über die 
Möglichkeiten nach Satz 2 zu informieren und nach Bedarf zu beraten.  
 
 
§ 5 Studien- und Prüfungsleistungen im Rahmen aufgehobener Studiengänge 
 
(1) Studien- und Prüfungsleistungen einschließlich der Anfertigung von Abschlussarbei-
ten in den aufgehobenen Studiengängen können letztmalig bis zum Ablauf der in § 3 
Absatz 1 Sätze 2 und 3 genannten Fristen erbracht werden. Die Anmeldung der Anferti-
gung der Abschlussarbeit soll spätestens innerhalb von zwei Semestern nach Ablauf der 
in § 3 Absatz 1 Satz 1 genannten Frist erfolgen.  
 
(2) Studierenden, die innerhalb der Fristen nach § 3 Absatz 1 Sätze 2 und 3 ihr Studium 
nicht abgeschlossen haben, kann in Ergänzung der prüfungsordnungsrechtlichen Rege-
lungen der Abschlussgrad in diesem Studiengang nicht mehr verliehen werden (Verlust 
des Prüfungsanspruchs). Sie sind zu exmatrikulieren, sofern sie nicht in einen anderen 
Studiengang der Universität wechseln oder eine Ausnahme nach Absatz 3 vorliegt. Für 
den Wechsel in einen anderen Studiengang der Universität gelten die Regelungen zur 
Anerkennungen von Studien- und Prüfungsleistungen nach den Prüfungsordnungen der 
Universität. 
 
(3) Soweit Studierende es versäumt haben, Studien- und Prüfungsleistungen  gemäß Ab-
satz 1 zu erbringen und dieses Versäumnis nicht zu vertreten haben, oder soweit es 
durch die Regelung in Absatz 1 zu einer unbilligen Härte als Folge dieser Satzung 
kommt, kann der Prüfungsausschuss über Ausnahmen entscheiden. Ausnahmeentschei-
dungen werden einmalig und endgültig getroffen.  
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(4) Eine unbillige Härte i.S.v. Absatz 3 liegt vor, wenn ein Studierender durch außerge-
wöhnliche, von ihm nicht zu vertretende Umstände gehindert war, die Fristen nach § 3 
Absatz 1 Sätze 2 und 3 zu wahren. Hierzu zählen insbesondere:  
 
• Zeiten, während derer der Studierende wegen Krankheit zur Unterbrechung des Stu-

diums gezwungen war 
 
• Zeiten, um die sich das Studium wegen einer länger andauernden oder ständigen 

Behinderung oder chronischen Erkrankung verlängert hat 
 
• Zeiten des Mutterschutzes und während deren Studierende aufgrund der Geburt des 

Kindes und dessen erforderlichen Betreuung sowie Versorgung des Kindes nach der 
Geburt in Ihrer Studierfähigkeit eingeschränkt waren, höchstens jedoch zwei Semes-
ter 

 
• Zeiten der Pflege eines nach Pflegezeitgesetz pflegebedürftigen nahen Angehörigen  
 
Das Vorliegen der Voraussetzungen einer unbilligen Härte ist vom Studierenden durch 
Darlegung der Tatsachen und Nachweise schriftlich glaubhaft zu machen.  
 
(5) Besteht für einen Studierenden aufgrund der vorgehenden Bestimmungen noch ein 
Prüfungsanspruch und die Möglichkeit, die zum Abschluss des Studiums erforderlichen 
Prüfungen abzulegen, obwohl ein entsprechendes Lehrangebot nicht mehr vorhanden 
ist, hat sich der Studierende mit dem Prüfungsamt umgehend über einen individuellen 
Prüfungsplan zur Beendigung des Studiums abzustimmen. Kommt der Studierende die-
ser Pflicht nicht nach, kann der zuständige Prüfungsausschuss durch Bescheid nach Auf-
forderung und Ablauf einer gesetzten angemessenen Frist den Prüfungsanspruch abwei-
chend von Absatz 2 versagen.  
 
 
§ 6 Informations- und Übergangsbestimmungen 
 
(1) Die Studierenden eines aufgehobenen Studiengangs werden unverzüglich nach Wirk-
samwerden der Aufhebung gemäß § 2 Absatz 4 hierüber sowie über die Folgen hieraus 
mindestens in Textform in Kenntnis gesetzt. Insbesondere mit Teilzeitstudierenden wird 
ein individueller Studienplan vereinbart, der eine ordnungsgemäße Beendigung des Stu-
diums zum Ziel hat.  
 
(2) Für Studierende, die in einem aufgehobenen Studiengang immatrikuliert sind und bei 
denen die Frist nach § 3 Absatz 1 im Zeitpunkt der Aufhebung bereits abgelaufen ist, gilt 
der Zeitpunkt des Zustandekommens der Änderungsvereinbarung nach § 2 Absatz 4 als 
Fristbeginn für die Ablegung der Prüfungen.  
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§ 7 Inkrafttreten 
Diese Satzung tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Verkündungsblatt der Universi-
tät in Kraft.  
 
Ilmenau, den 23. Mai 2018 
 
 
 
gez. Univ.-Prof. Dr. rer. nat. habil. 
Dr. h. c. mult. Prof. h. c. mult. Peter Scharff 
Rektor 
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TECHNISCHE UNIVERSITÄT ILMENAU 
  
 

Erste Änderung 

der Beitragsordnung der Studierendenschaft 

der Technischen Universität Ilmenau 

 
 
Gemäß §§ 81 Absatz 1, 79 Absatz 2 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 des Thüringer Hoch-
schulgesetzes (ThürHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Mai 2018 (GVBl. S. 
149), erlässt die Studierendenschaft der Technischen Universität Ilmenau (nachstehend 
„Universität“ genannt) folgende Erste Änderung der Beitragsordnung der Studierenden-
schaft der Technischen Universität Ilmenau in der Fassung vom 23. Juli 2001. 
 
Die Studierendenschaft der Universität hat in der Urabstimmung vom 29. Mai bis 2. Juni 
2017 die Änderung des Semesterbeitrages beschlossen. Der Rektor der Universität hat 
die Erste Änderung der Beitragsordnung der Studierendenschaft der Technischen Univer-
sität Ilmenau am 6. Juni 2018 genehmigt.  
 
Die Beitragsordnung der Studierendenschaft der Technischen Universität Ilmenau vom 
23. Juli 2001 wird wie folgt geändert: 
 
1) § 2 erhält folgende neue Fassung:  

„§ 2 Beitragshöhe 

Die Höhe des Semesterbeitrages beträgt 10,00 Euro“. 
 

2) § 2 Absatz 2 wird gestrichen.  
 

3) In § 3 wird der Passus „nach § 2 (1)“ durch den Passus „nach § 2“ ersetzt.  
 

4) Die Erste Änderung der Beitragsordnung der Studierendenschaft der Technischen 
Universität Ilmenau tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Verkündungsblatt 
der Universität in Kraft. 

 

Ilmenau, den 6. Mai 2018 
 
 
 
gez. Univ.-Prof. Dr. rer. nat. habil. 
Dr. h. c. mult. Prof. h. c. mult. Peter Scharff 
Rektor 
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